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Antrag 

der Abgeordneten Dr. lija Seifert, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe 
der PDS/ Linke Liste 


Verschiebung der 2. Mietsteigerung zum 1. Januar 1993 um ein Jahr 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Inkraftsetzung der von der Bundesregierung mit der Zustim- 
mung des Bundesrates beschlossenen 2. Mieterhöhung zum 
1. Januar 1993 wird um mindestens ein Jahr verschoben. 

Bonn, den 23. September 1992 

Dr. Ilja Seifert 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

1. Mit Verordnung der Bundesregierung sollen neben einer gene- 
rellen Grundmietenerhöhung Beschaffenheitszuschläge einge- 
führt werden; darüber hinaus ist entgegen dem geltenden 
Recht die Erhebung von Instandsetzungsumlagen für zulässig 
erklärt worden. Die Rechtmäßigkeit der einzelnen Elemente 
der Mieterhöhung ist zweifelhaft und bedarf einer Überprü- 
fung. 

2. Bis heute ist die Bundesregierung nicht in der Lage, eine 
exakte und differenzierte Einkommensanalyse für die Men- 
schen Ostdeutschlands vorzulegen. 

Von uns wird nicht bestritten, daß für einen Teil der Einwohner 
Ostdeutschlands und Ostberlins Einkommenserhöhungen 
stattgefunden haben, die die generelle Inflationsrate und die 
geplante Mietensteigerung übertreffen. 

Wir müssen jedoch mit vollem Ernst darauf hinweisen, daß für 
hunderttausende Einwohner des Beitrittsgebietes, insbeson- 
dere für die. von Arbeitslosigkeit und vom Rentenstrafrecht 
Betroffenen, durch die von der Bundesregierung verordnete 
Mietensteigerung eine absolute Verschlechterung der Lebens- 
verhältnisse eintreten wird. 
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3. Die Kriterien für die Mieterhöhung sind so vielseitig auslegbar, 
daß mit erheblichen Streitigkeiten hinsichtlich der Rechtmäßig- 
keit der von den Vermietern geforderten Mieterhöhungen 
gerechnet werden muß. 

4. Es wird mit einem Anstieg der Wohngeldanträge von derzeit 
20 Prozent auf bis zu 50 Prozent aller Haushalte in Ostdeutsch- 
land gerechnet. 

Nach der angekündigten Kürzung von ABM-Stellen besteht 
nach unserer Meinung keine Gewähr, daß diese Wohngeld- 
anträge ordnungsgemäß rechtzeitig bearbeitet werden können. 

5. Im übrigen möchten wir darauf hinweisen, daß die speziell mit 
der Zulässigkeit von Instandsetzungsumlagen verbundene 
Aushebelung geltenden deutschen Rechts in Ostdeutschland 
dazu benutzt werden soll, um das im BGB verankerte deutsche 
Mietrecht auch für die alten Bundesländer auszuhebeln. 

6. Die Vertreter von 38 Mietervereinen aus ostdeutschen Ländern 
haben aufgrund dieser Situation eine Rücknahme der zum 
1. Januar 1993 beschlossenen Mieterhöhung gefordert. Wir be- 
trachten es als die Pflicht des Deutschen Bundestages, die 
Bundesregierung zu verpflichten, in den sensiblen Bereich der 
Mieterhöhung in den ostdeutschen Ländern mit sozialem Ver- 
antwortungsbewußtsein und Augenmaß heranzugehen und 
keine Entscheidungen durchzuführen, die geeignet sein könn- 
ten, den sozialen Frieden nachhaltig zu stören. 
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